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Einleitung

A. Einführung

Die Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht birgt im Strafverfahren ein beson-
deres Konfliktpotenzial. Ein Spannungsverhältnis drängt sich auf: Einerseits hat
der Arzt1 über Geheimnisse, die ihm in der Beziehung zum Patienten bekannt-
geworden sind, grundsätzlich Schweigen zu bewahren. Andererseits besteht die
Pflicht des Staates zur Durchsetzung des staatlichen Strafverfolgungsanspruchs
und damit ein Interesse an einer möglichst umfassenden Sachverhaltsaufklärung,
die ggf. einen Rückgriff auf Patienteninformationen erfordert. Verstärkend kön-
nen die Interessen einzelner Verfahrensbeteiligter an der Lockerung der Schwei-
gepflicht hinzutreten. Fraglich ist, wie dieser Konflikt aufzulösen ist.

Die ärztliche Schweigepflicht gehört zu den ältesten und fundamentalsten
Berufspflichten des Arztes.2 Sie bildet ein Kernstück der ärztlichen Standesethik.3

Indem die Schweigepflicht eine Grundlage dafür schafft, dass sich der Patient
dem Arzt gegenüber umfassend öffnen kann, weil der Patient nicht fürchten
muss, dass Informationen nach außen gelangen, leistet sie einen Beitrag zu einer
erfolgreichen ärztlichen Behandlung.4 Bereits in der Antike wurde sie im „Eid des
Hippokrates“ formuliert5 – lange bevor sie Einzug in die deutsche Rechtsord-
nung erhielt. So galt:

„Was immer ich sehe und höre bei der Behandlung oder außerhalb der Behandlung im
Leben der Menschen, so werde ich von dem, was niemals nach draußen ausgeplaudert

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in der vorliegenden Arbeit auf die gleichzei-
tige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Das erfolgt insbeson-
dere in Anbetracht vielfach verwendeter Personenbezeichnungen (nur exemplarisch: Ärztin-
nen und Ärzte, Patientinnen und Patienten, Geheimnisträgerinnen und -träger, Zeuginnen
und Zeugen). Es wird das generische Maskulinum verwendet, wobei ausdrücklich alle Ge-
schlechter gleichermaßen gemeint sind.

2 Für viele Koch, Der Eid des Hippokrates, S. 206 f.
3 Ulsenheimer/Gaede/Ulsenheimer/Gaede, Arztstrafrecht, Kap. 1 Teil 8 Rn. 1034.
4 Quaas/Zuck/Clemens/Quaas, Medizinrecht, § 13 Rn. 61; Raschke, Der intensivpflichtige

Patient, S. 6.
5 Laufs/Kern/Rehborn/Ulsenheimer, HdB Arztrecht, Kap. 23 § 139 Rn. 1; Ulsenheimer/

Gaede/Ulsenheimer/Gaede, Arztstrafrecht, Kap. 1 Teil 8 Rn. 1034; Zander, Ärztliches Berufs-
geheimnis, S. 21.
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werden soll, schweigen, indem ich alles Derartige als solches betrachte, das nicht ausge-
sprochen werden darf.“6

Heute noch ist die Schweigepflicht Teil einer aktualisierten Version des Eides,
dem Genfer Ärztegelöbnis, das der ärztlichen Berufsordnung vorangestellt ist.
Dort heißt es: „Ich werde die mir anvertrauten Geheimnisse auch über den Tod
der Patientin oder des Patienten hinaus wahren.“ Im ärztlichen Berufsrecht ist die
Pflicht zur Verschwiegenheit in § 9 MBO-Ä und den jeweiligen Landesberufsord-
nungen normiert.

Ihre verfassungsrechtlichen Wurzeln hat die Schweigepflicht im Recht auf
informationelle Selbstbestimmung als Ausprägung des allgemeinen Persönlich-
keitsrechts (Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG).7 Immer wieder hat das
BVerfG die essenzielle Bedeutung der Schweigepflicht betont: „Wer sich in ärzt-
liche Behandlung begibt, muss und darf erwarten, dass alles, was der Arzt im
Rahmen seiner Berufsausübung über seine gesundheitliche Verfassung erfährt,
geheim bleibt und nicht zur Kenntnis Unberufener gelangt. Nur so kann zwi-
schen Patient und Arzt jenes Vertrauen entstehen, das zu den Grundvorausset-
zungen ärztlichen Wirkens zählt“.8

Strafrechtlichen Schutz erfährt die ärztliche Schweigepflicht durch § 203
Abs. 1 Nr. 1 StGB. Danach machen sich Ärzte strafbar, die unbefugt ein fremdes
Geheimnis offenbaren, das ihnen in ihrer beruflichen Eigenschaft anvertraut
oder sonst bekanntgeworden ist. Ein Verstoß gegen die Schweigepflicht kann mit
einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft werden. Aus dem Umstand, dass
Verurteilungen nach § 203 StGB in der Strafverfolgungsstatistik eher eine unter-
geordnete Rolle spielen9, ist keinesfalls der Schluss zu ziehen, dass die Norm nur
von untergeordneter Praxisrelevanz sei. Für den ärztlichen Berufsstand ist die
Strafbewehrtheit unbefugter Geheimnisoffenbarung von erheblicher Bedeutung.
Verfahrensrechtlich abgesichert wird die Schweigepflicht insbesondere durch das
Zeugnisverweigerungsrecht des § 53 StPO. Aber schon der Eid des Hippokrates
formuliert die Schweigepflicht nicht absolut10: Zu schweigen ist über die Um-
stände, die „nach draußen“ niemals „ausgeplaudert werden sollen“. Wann

6 Eid des Hippokrates, vgl. Laufs/Katzenmeier/Lipp/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, Vor
Kap. I.

7 BVerfGE 32, 373, 378 ff.; BVerfG MedR 2006, 586 f.; Rehborn GesR 2017, 409, 411;
Ulsenheimer/Gaede/Ulsenheimer/Gaede, Arztstrafrecht, Kap. 1 Teil 8 Rn. 1034.

8 Zuletzt BVerfG StV 2018, 309, 310; MedR 2006, 586, 587; zuvor schon BVerfGE 32, 373,
380.

9 Für das Berichtsjahr 2019 ist der Strafverfolgungsstatistik zu entnehmen, dass wegen
§ 203 StGB 16 Personen abgeurteilt und davon 8 Personen verurteilt wurden – eine Person zu
einer Freiheitsstrafe, die zur Bewährung ausgesetzt wurde, die anderen zu Geldstrafen, vgl.
Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 3 – 2019, S. 32 f., 98 f., 162 f. Für das Berichts-
jahr 2020 gilt: Wegen § 203 StGB wurden 25 Personen abgeurteilt und davon 10 Personen
verurteilt (ohne Freiheitsstrafe), vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 3 – 2020,
S. 32 f., 106 f.

10 Geppert, Schweigepflicht im Strafvollzug, S. 8.
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Durchbrechungen der Schweigepflicht möglich, ggf. auch verpflichtend sind, ist
nicht einheitlich in einer Norm geregelt, sondern aus einer Vielzahl von Gesetzen
zu entnehmen. Nur die „unbefugte“ Offenbarung ist strafbewehrt.

Erlangt ein Arzt im Rahmen des Arzt-Patienten-Verhältnisses strafverfol-
gungsrelevantes Wissen, z. B., dass der Patient eine Straftat begangen hat bzw.
haben könnte, bei deren Begehung er sich eine Verletzung zugezogen hat, oder
umgekehrt, er Opfer einer solchen Tat geworden ist, stellt sich für den Arzt die
Frage seiner Bindung an die Schweigepflicht. In der Praxis nicht untypisch sind
sog. Auskunftsersuchen der Polizei an Krankenhäuser oder Arztpraxen, bei de-
nen die Polizei sich um Informationen über einen verdächtigen Patienten be-
müht, die die Behandlung hervorgebracht hat. Auch gibt es Auskunftsersuchen
der Polizei, bei denen sie um Auskunft bittet, ob sich eine verdächtige Person mit
bestimmtem (vermutlich während des Tathergangs zugezogenem) Verletzungs-
muster in der ersuchten Einrichtung in Behandlung befindet. In diesen Fällen
kollidiert die ärztliche Schweigepflicht mit gewichtigen Strafverfolgungsinteres-
sen. Die Frage nach der Zulässigkeit von Auskünften durch das Krankenhaus-
personal an Polizeibehörden zu Ermittlungszwecken wird auch als eines der
„Kernprobleme der ärztlichen Schweigepflicht“11 bezeichnet.

Nicht nur in der medizinischen Praxis bestehen immer wieder Unsicherheiten
im Umgang mit strafverfolgungsrelevantem Wissen.12 Auch auf juristischer
Ebene sind die Fragen keinesfalls abschließend erörtert. Erst in der jüngeren
Vergangenheit hat die Auseinandersetzung mit straftatbezogenen Offenbarungs-
rechten und -pflichten eine vertiefte Beachtung in der Wissenschaft gefunden,13

wobei im Fokus der Diskussion regelmäßig die Situation des Patienten als Straf-
tatopfer steht. Weit seltener und wesentlich knapper erörtert wird die Konstel-
lation, dass der Patient als potenzieller Täter in Betracht kommt.14 Gegenüber
dem Geheimhaltungsinteresse des Patienten steht sodann das allgemeine Straf-
verfolgungsinteresse, ggf. ergänzt durch Interessen Dritter. Dabei begrenzen sich
die Fragen nicht allein auf das Ermittlungsverfahren. Auch in der Hauptver-
handlung können sich Ärzte die Frage nach den Grenzen ihrer Schweigepflicht
stellen müssen.

Im Zusammenhang mit polizeilichen Auskunftsersuchen ist derweilen eine
jüngere, in verfahrensrechtlicher Hinsicht eher versteckte Norm in den Fokus der
Strafverfolgungsbehörden gerückt: § 32 Abs. 2 BMG.15 Ob diese Norm des Mel-
derechts tatsächlich einen strafrechtlichen Rechtfertigungstatbestand – sogar

11 So bereits OLG Bremen MedR 1984, 112.
12 Kawelovski Kriminalistik 2015, 388.
13 Siehe die Monographien von Zander, Ärztliches Berufsgeheimnis und Eichelbrönner,

Grenzen der Schweigepflicht des Arztes sowie allein in Bezug auf Kindesmisshandlungen
Vitkas, Grenzen ärztlicher Schweigepflicht.

14 Neben den in der vorherigen Fn. Genannten ebenfalls nur knapp Michalowski ZStW
109 (1997), 519, 530 f.; Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht, S. 265 f.

15 Vogel medstra 2018, 345.
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eine Offenbarungspflicht, nicht nur ein Offenbarungsrecht – statuiert, ist im Ver-
lauf der Arbeit zu prüfen. Die Besonderheit dieser Vorschrift ist, dass sie ihrem
Wortlaut nach eine Auskunftserteilung und damit die Preisgabe von Patientenin-
formationen zur „Verfolgung von Straftaten“ vorsieht. In aller Regel dienen ge-
setzlich normierte Offenbarungsrechte oder -pflichten nicht repressiven, sondern
allein präventiven Zwecken – etwa indem sie auf Verhinderung bevorstehender
Straftaten abzielen. Als klassisches Beispiel einer gesetzlichen Offenbarungs-
pflicht dient § 138 Abs. 1 Nr. 5 StGB: Der Schutz des Patientengeheimnisses muss
zurücktreten, wenn der Arzt im Rahmen seiner beruflichen schweigeverpflich-
teten Tätigkeit von einem bevorstehenden Tötungsdelikt erfährt, das durch seine
Anzeige bei den Behörden noch verhindert werden könnte. Entscheidend ist, dass
die Gefahr für das betroffene Rechtsgut noch abgewendet werden kann. Erfährt
der Arzt dagegen von einer bereits begangenen Straftat, ohne dass eine Wieder-
holungsgefahr anzunehmen ist, ist er jedenfalls nach § 138 StGB weder verpflich-
tet noch berechtigt, seine Schweigepflicht zu brechen.

Von zentraler Bedeutung für die Rechtfertigung der Geheimnisoffenbarung
ist besonders im Strafverfahren – im Ermittlungsverfahren ebenso wie in der
Hauptverhandlung – der rechtfertigende Notstand nach § 34 StGB. Während
seine Anwendbarkeit zur Verhinderung bevorstehender Taten im Allgemeinen
unstreitig ist, verhält es sich bei der Aufklärung und Verfolgung begangener
Straftaten ohne Wiederholungsgefahr anders.16 Es wird darauf verwiesen, dass
der Arzt nicht zum „Büttel der Polizei“17 werden dürfe und das allgemeine Tat-
aufklärungs- und Strafverfolgungsinteresse das Geheimhaltungsinteresse gene-
rell nicht überwiegen könne.18 Folge dieser Ansicht wäre, dass die Schwere der
Tat für die Lösung der Problematik ohne Bedeutung wäre. Die Strafverfolgung
wegen eines Tötungsdelikts wäre im Verhältnis zum Geheimnisschutz nicht an-
ders zu bewerten als die Strafverfolgung wegen einer Sachbeschädigung – immer
vorausgesetzt, es besteht keine Wiederholungsgefahr. Besonders in Fällen, in
denen Kenntnisse über den Täter fehlen, wird allerdings eine Wiederholungsge-
fahr mangels konkreter Anhaltspunkte für eine solche Gefahr häufig nicht anzu-
nehmen sein. Konnte das Opfer einer Vergewaltigung den ihm unbekannten Tä-
ter im Intimbereich derart verletzen, dass dieser medizinischer Behandlung be-
darf, würde eine Offenbarung der behandelnden Mediziner allein (sonst zu schei-
tern drohenden) Strafverfolgungszwecken dienen. Auch derjenige, der im Streit
einen anderen mit dem Messer angreift und von dem notwehrübenden Opfer
gleichfalls verletzt wird, ist nicht automatisch ein Wiederholungstäter. Ob diese
pauschale Ablehnung – gerade auch vor dem Hintergrund der tatbestandlich
vorausgesetzten Einzelfallabwägung der konfligierenden Interessen – überzeugt,
ist eine der wesentlichen im Rahmen der vorliegenden Arbeit nachzugehenden
Fragen.

16 Dazu ausf. 2. Kap. F.
17 Bockelmann, Strafrecht des Arztes, S. 41; Krauß ZStW 97 (1985), 81, 85.
18 Für diese Ansicht siehe die Nachw. unter 2. Kap. F. IV.
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Im Strafverfahren können zudem Situationen entstehen, in denen das allge-
meine Strafverfolgungsinteresse durch Interessen Dritter, evtl. eines zu Unrecht
Verdächtigten, verstärkt wird. Es kann sich für den Arzt ebenfalls die Frage
stellen, ob er sein Schweigen brechen darf bzw. muss und bejahendenfalls in
welchem Umfang. Neben der prozessualen Konstellation, dass der Arzt als
Zeuge um Informationen gebeten wird oder solche mitzuteilen erwägt, ist auch
möglich, dass der Arzt selbst in das Zentrum von Ermittlungen gerät und die
Rolle des Beschuldigten einnimmt. Gerät er in den Blick von strafrechtlichen
Ermittlungen, etwa wegen des Verdachts eines Abrechnungsbetrugs, kann es
möglicherweise seiner Verteidigung dienen, den Ermittlungsbehörden Einblicke
in Patientenunterlagen zu verschaffen. Fraglich ist jedoch, inwiefern er sich da-
mit einem Strafbarkeitsrisiko nach § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB aussetzen könnte und
welche Erlaubnisnormen in Betracht kämen. Das Verhältnis zwischen Beschul-
digteninteressen und Geheimhaltungsinteressen (im Verfahren unbeteiligter) Pa-
tienten gilt bis heute als „kaum geklärt“.19

Macht der Arzt von seinem prozessualen Schweigerecht keinen Gebrauch und
gibt Geheimnisse preis, ohne gerechtfertigt zu sein, stellt sich die Frage, wie mit
diesen Erkenntnissen prozessual zu verfahren ist. Im Sinne des Geheimnisschutz-
strafrechts schiene es nur konsequent, den Geheimnissen verfahrensrechtlich
keine weitere Beachtung zu schenken. Dass das jedoch nicht so sein soll, hat der
BGH erst jüngst wieder bestätigt:20 Auch eine Aussage des Arztes, die unter Ver-
stoß gegen § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB getätigt werde, könne herangezogen und
verwertet werden. Das Gericht darf in gewisser Hinsicht vom Bruch der Ver-
schwiegenheit „profitieren“, während die anderen Akteure – der geheimnisver-
pflichtete Arzt und der durch die Aussage belastete Patient – mit nachteiligen
Folgen rechnen müssen. Freilich handelt es sich dabei um kein unbekanntes
Problem.21 Die Thematik ist heute jedoch nicht weniger aktuell. So ist das Zu-
sammenspiel von materiellrechtlicher Schweigepflicht auf der einen Seite und
prozessualem Schweigerecht auf der anderen Seite nach wie vor umstritten.22 Vor
diesem Hintergrund lohnt sich nicht nur eine Auseinandersetzung mit der jüngs-
ten Entscheidung des BGH. Auch ist zu untersuchen, welche Relevanz dabei dem
neu eingefügten § 160a Abs. 2 StPO zukommt – einer strafprozessualen Regelung
im Umkreis des ärztlichen Zeugnisverweigerungsrechts.

Insgesamt soll ein kohärentes System speziell zu den Konfliktlagen im Straf-
verfahren erarbeitet werden. Letztlich geht es – um es mit Rengiers Worten zu

19 Fischer, StGB, § 203 Rn. 91. Bisher widmen sich der Problematik monographisch – ohne
Differenzierung einzelner Berufsgeheimnisträger – Schumann, Prozessuale Verteidigung und
Paglotke, Notstand und Notwehr.

20 BGH medstra 2018, 292.
21 Eine monographische Auseinandersetzung erfolgte – ohne Differenzierung nach ein-

zelnen Berufsgeheimnisträgern – durch Wichmann, Das Berufsgeheimnis. Siehe in Bezug auf
die ärztliche Schweigepflicht auch knapper Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht.

22 Goeckenjan, FS Samson, S. 641; siehe auch bereits Samson StV 2000, 55.
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sagen – um die Bewährung von „Schweigepflicht und Schweigerecht in ihrem
praktisch wichtigsten Fall, dem Strafprozeß“.23

B. Gang der Arbeit

Das erste Kapitel konzentriert sich auf die strafrechtlichen Grundlagen der ärzt-
lichen Schweigepflicht: den Straftatbestand des § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB sowie
seiner prozessualen Absicherung. Das Kapitel beginnt mit einer Darstellung der
historischen Entwicklung der Schweigepflicht. Es folgt die Bestimmung des bis
heute umstrittenen Schutzzwecks des § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB. Im Anschluss wird
auf die tatbestandlichen Voraussetzungen eingegangen und unter besonderer Be-
rücksichtigung der Preisgabe strafverfolgungsrelevanter Patienteninformationen
durch den Arzt unter die Norm subsumiert. Auf strafprozessualer Seite liegt der
Schwerpunkt auf einer mit dem materiellen Recht vergleichenden Betrachtung
des § 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StPO. Dabei stellt sich insbesondere die Frage, inwieweit
Berufsgeheimnisträger ohne rechtliche Ausbildung wie Ärzte über die Rechtslage
zu belehren sind bzw. belehrt werden dürfen. Es schließen sich Ausführungen zu
weiteren prozessualen Regelungen zum Schutz vor einer Umgehung des § 53
Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StPO an.

Das zweite Kapitel widmet sich der Frage, wann und in welchem Rahmen
Ärzte strafverfolgungsrelevante Geheimnisse im Strafverfahren preisgeben dür-
fen, ggf. sogar müssen. Der Schwerpunkt liegt auf der Analyse des § 34 StGB und
der Frage, ob eine pauschale Ablehnung seiner Anwendbarkeit zu repressiven
Strafverfolgungszwecken zu überzeugen vermag. Die Grundlagen dafür liefert
eine vorangehende Untersuchung (spezial-)gesetzlicher Offenbarungsnormen
mit Straftatbezug besonders im Hinblick auf ihre Strafverfolgungsrelevanz. Eine
dieser Normen ist § 32 Abs. 2 BMG.

Im dritten Kapitel wird am Beispiel der Hauptverhandlung erörtert, inwieweit
eine Geheimnisoffenbarung zum Zweck der prozessualen Verteidigung gerecht-
fertigt erfolgen kann. Es geht nicht nur um die Situation, dass der als Zeuge
geladene, nicht von der Schweigepflicht entbundene Arzt seinen Patienten oder
einen Dritten zu entlasten beabsichtigt, sondern auch um den Fall, dass der
Geheimnisträger selbst Beschuldigter ist. Neben das allgemeine Tataufklärungs-
interesse treten mithin Individualinteressen der einzelnen Verfahrensbeteiligten.

Das vierte Kapitel befasst sich schließlich mit der Frage der prozessualen
Verwertbarkeit unbefugter Geheimnispreisgaben im Strafverfahren. Eingangs
werden anerkannte Beweisverwertungsverbote im Zusammenhang mit dem
Zeugnisverweigerungsrecht dargestellt und die Rechtsprechungslinie analysiert.
Nach ihrer kritischen Betrachtung werden die verschiedenen Begründungansätze
der Gegenauffassung erörtert und untersucht, inwieweit sie im Fall der unbefug-

23 Rengier, Die Zeugnisverweigerungsrechte, S. 337.
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ten Geheimnisoffenbarung ein generelles Beweisverwertungsverbot stützen. Der
Fokus liegt dabei auf der teleologischen Auslegung des § 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 3
StPO.

Die Arbeit schließt mit einem Fazit.
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Erstes Kapitel

Die ärztliche Schweigepflicht und ihr
strafrechtlicher Schutz

A. Historische Entwicklung der strafbewehrten Schweigepflicht

Die entscheidenden Anfänge der ärztlichen Schweigepflicht lassen sich nach all-
gemeiner Ansicht auf den Eid des Hippokrates (460 bis 375 v. Chr.1) zurückfüh-
ren.2 Dieser Eid, den Mediziner bereits vor über 2000 Jahren ablegten, beinhaltet
u. a. die Verschwiegenheitspflicht des Arztes bezüglich aller aus seinem Verhältnis
zum Patienten herrührenden Erkenntnisse. Heute ist der Eid zwar nicht mehr
abzuleisten,3 er stellt jedoch für viele Mediziner nach wie vor das Muster eines
ärztlichen Ethos dar.4 Eine aktualisierte Fassung, das sog. Genfer Ärztegelöbnis,
ist zudem der ärztlichen Berufsordnung vorangestellt.5 Führt man sich vor Au-
gen, auf welch lange Geschichte der Hippokratische Eid zurückblickt, wird die
Bedeutung der ärztlichen Schweigepflicht für den über Jahrhunderte gewachse-
nen Berufsstand deutlich. Die Verschwiegenheit gehört seit jeher zum Arztberuf,
obwohl der Eid selbst nie eine rechtliche Sanktion für den Fall eines Verstoßes
vorsah. So war die Schweigepflicht in ihren Ursprüngen vielmehr eine „ethisch-
moralische Selbstverpflichtung“, als dass sie für den Patienten ein Recht begrün-
dete.6

Eine erste gesetzliche Normierung der Schweigepflicht für Ärzte erfolgte zu
Beginn des 18. Jahrhunderts im Preußischen Medizinaledikt von 1725.7 Das bis

1 Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht, S. 17.
2 Für viele Laufs/Kern/Rehborn/Ulsenheimer, Kap. 23 § 139 Rn. 1. Zu einem noch frü-

heren Ansatz, der an die brahmanische Periode um 800 v. Chr. ansetzt Muschallik, Die Be-
freiung von der ärztlichen Schweigepflicht, S. 12 sowie Theuner, Die ärztliche Schweige-
pflicht, S. 16 und Rehborn GesR 2017, 409, 410.

3 Dies war jedoch noch bis in die fünfziger der Fall, siehe Koch, Der Eid des Hippokrates,
S. 4. Der Weltärztebund beschloss 1948 in Genf eine moderne Fassung, das sog. Genfer
Ärztegelöbnis. Es ist der MBO-Ä vorangestellt, muss jedoch nicht von Medizinern abgelegt
werden, näher dazu dies., a. a. O., S. 207.

4 Koch, Der Eid des Hippokrates, S. 4.
5 Gelöbnis in der MBO-Ä (Fassung vom 14.12.2018): „Ich werde die mir anvertrauten

Geheimnisse auch über den Tod der Patientin oder des Patienten hinaus wahren.“
6 Corinth, Ärztliche Schweigepflicht, S. 5; Götze, Durchbrechung der Schweigepflicht,

S. 35.
7 Sauter, Das Berufsgeheimnis, S. 21; Bartsch, Ärztliche Schweigepflicht, S. 13 f.; Hübner,

Umfang und Grenzen, S. 26; zu den noch früher ansetzenden Medizinalordnungen der Städte
Worms und Passau siehe Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht, S. 47 f.
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dato mangelnde Bedürfnis nach einer gesetzlichen Verankerung ist darauf zu-
rückzuführen, dass lange Zeit kein ärztlicher Berufsstand als solcher bestand,
sondern verschiedene, oftmals medizinisch wenig geschulte Personen die Heil-
kunde wahrnahmen.8 Erst zum Ende des 17. Jahrhunderts hin entwickelte sich
ein geschlossener – einheitlich wissenschaftlich ausgebildeter – Ärztestand, der
ab dann staatlicher Kontrolle unterstand.9 Entscheidend dafür war das neue
Selbstverständnis des Verwaltungsstaates, Verantwortung für das allgemeine
Wohl der Bevölkerung zu übernehmen und mit der Förderung der Gesundheit
des Einzelnen die damit im Zusammenhang stehende „Volksgesundheit“ sowie
die Funktionsfähigkeit des Staates insgesamt zu gewährleisten.10

Unter Strafe gestellt wurde ein Verstoß gegen die ärztliche Schweigepflicht
erstmals im Allgemeinen Landrecht für die Preußischen Staaten (ALR) von
1794.11 In § 505 Teil II Titel 20 Abschnitt 8 ALR hieß es:

„Ärzte, Wundärzte und Hebammen sollen die ihnen bekannt gewordenen Gebrechen und
Familiengeheimnisse, insofern es keine Verbrechen sind, bey Vermeidung einer nach den
Umständen zu bemessenden Geldbuße von fünf bis fünfzig Thalern, niemandem offen-
baren.“

Es wurde danach differenziert, ob ein Verbrechen bekannt wurde oder nicht.
Verbrechen sollten nicht der strafbewehrten Schweigepflicht unterliegen, wobei
dem Wortlaut keine Unterscheidung zwischen geplanten und bereits begangenen
Taten zu entnehmen war. Daran anknüpfend sah § 506 ALR für drohende Ver-
brechen eine Anzeigepflicht der Ärzte vor „sofern sie es ohne Beyhülfe der Ob-
rigkeit nicht verhindern können“.12 Die Einordnung der Regelungen in den Ab-
schnitt der dem Gemeinwohl besonders Verpflichteten macht deutlich, dass der
damalige Gesetzgeber vornehmlich das Vertrauen der Allgemeinheit in die Inte-
grität des Berufsstandes und nicht das individuelle Patienteninteresse zu schützen
beabsichtigte.13

Mit der Einführung des Strafgesetzbuches für die Preußischen Staaten 1851
wurde auch der strafbewehrte Bruch der Schweigepflicht neu geregelt.14 Inhalt-
lich wurde die Norm modifiziert und in § 155 des StGB für die Preußischen
Staaten manifestiert.15 Es kam nun auf die unbefugte Offenbarung von Privat-
geheimnissen an und erstmals war eine Kenntniserlangung im berufsspezifischen
Konnex Voraussetzung. Zudem sollte auf Rechtsfolgenseite eine Freiheitsstrafe
möglich sein:

8 Bartsch, Ärztliche Schweigepflicht, S. 14 (etwa „Geistliche, Barbiere, alte weise
Frauen“); Hübner, Umfang und Grenzen, S. 27.

9 Bartsch, Ärztliche Schweigepflicht, S. 14 f.
10 Bartsch, Ärztliche Schweigepflicht, S. 15.
11 LK/Schünemann, § 203 vor Rn. 1; Eichelbrönner, Grenzen der Schweigepflicht des Arz-

tes, S. 14; Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht, S. 49.
12 Näher dazu Eichelbrönner, Grenzen der Schweigepflicht des Arztes, S. 15.
13 Sauter, Das Berufsgeheimnis, S. 22; Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht, S. 50.
14 Für weitere Partikulargesetze siehe Schumann, Prozessuale Verteidigung, S. 66 ff.
15 Zusammenfassende Darstellung bei Theuner, Die ärztliche Schweigepflicht, S. 53 ff.
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Vernehmungsverbot  270, 283, 289–293 
Versichertenbefragung  38 
Verteidigung, prozessuale  211–259 
Verteidigungsrecht, siehe Recht auf wirk-

same Verteidigung 
Vertrauen in die Verschwiegenheit  16 f., 

20, 31–39 
Vertrauensverhältnis  19, 35–39, 50, 52–

54, 68, 70, 93, 112 
Verzeichnis  137–141, 157–161 
Viktimisierung  104 f., 198 
Viktimodogmatik  29–31; siehe auch 

Viktimologie 

Viktimologie  19; siehe auch Viktimo-
dogmatik 

„Volksgesundheit“  10, 17, 31 
 
Wahlrecht  87 f., 270, 281, 289 
Wahrnehmung berechtigter Interes-

sen  235–237 
Werturteil  41 f. 
Wiederholungsgefahr  4, 99, 172 f. 
Wohnungsnachweis  139, 149, 156, 165 
 
Zeugnispflicht, allgemeine  65 f., 87 f., 

92 
Zeugnisverweigerungspflicht  270, 283, 

298 
Zeugnisverweigerungsrecht  65–88, 185–

187, 223 f., 264 f., 273–277, 289–293 
– Belehrung  81–86 
– Historie  66 f. 
– Normzweck  67–73 
– Rechtsfolge  87 f. 
– Schweigepflichtentbindung  80 
– Umfang  76–79 
– zeitliche Dauer  79 
– Zeugnisverweigerungsberech-

tigte  73–76 
Zusammenhang, innerer  51–56, 76; 

siehe auch berufsspezifischer Konnex 
Zwangsmaßnahme  215 f. 
Zwecktheorie  169 
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